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Beispielgliederung für einen Kooperationsvertrag 
In Kooperationsprojekten ist der Abschluss eines Kooperationsvertrags zwingend erforderlich. Dabei muss jeder Kooperationsvertrag zunächst einige Mindestanforderungen erfüllen. Verlangt werden auf jeden Fall:

· Ausführungen zur Rollenverteilung unter den Partnern bzw. Partnerinnen (vgl. EPM-Arbeitshilfe „Funktionendiagramm“), 

· eine Darstellung des Arbeitsprogramms (vgl. EPM-Arbeitshilfe „Projektstrukturplan“ bzw. „Projektzeitplan“) sowie

· Regelungen für die Leitung und das Management des Kooperationsprojekts.
Darüber hinaus besteht jedoch aufgrund der gesamtschuldnerischen Haftung ein Bedarf an weitergehenden Regelungen. Wir empfehlen vor diesem Hintergrund, die Regelungen in Kooperationsverträgen an folgendem Grundsatz auszurichten: 
Alle Partner/innen die im Außenverhältnis gesamtschuldnerisch haften, sollten im Rahmen des Kooperationsvertrags im Binnenverhältnis so gestellt werden, als ob sie selbst Antragssteller/in ihres Projektteils wären. 
Als Orientierungshilfe für die Gestaltung von Kooperationsverträgen hat EPM einige reale Kooperationsverträge ausgewertet und deren Regelungen in nachfolgender Mustergliederung dokumentiert.

Wichtiger Hinweis: EPM übernimmt keine Gewähr für die Richtigkeit und Vollständigkeit der nachfolgend beispielhaft genannten Regelungen. EPM empfiehlt ausdrücklich, die Regelungen eines Kooperationsvertrags in jedem Einzelfall von Juristen auf Vollständigkeit und Richtigkeit überprüfen zu lassen.
0. 
Vertragspartner/innen
· Nennung aller Vertragspartner/innen mit vollem Namen und Anschrift, 

· Nennung der vertretungsberechtigten Person.
(Beispiel: Verein für Hilfe e.V., Wiener Str. 510, 70469 Stuttgart, vertreten durch Herrn Geschäftsführer Hans Maier)

1. Vertragsgegenstand 

„Gegenstand des Vertrags ist die Durchführung des Projekts … (Name des Projekts, das die Vertragspartner/innen gemeinsam durchführen).“

2. Vertragsgrundlagen

Welche Dokumente bilden die Grundlage des Vertrags? 

· Projektantrag nebst allen Anlagen vom (Datum),
· Bewilligungsbescheid mit allen Auflagen und Anlagen vom (mit Datum - falls schon vorhanden),
· zukünftige Änderungsanträge und auf deren Grundlage erlassene Änderungsbescheide,
· sämtliche zukünftigen, auch nachträglich erlassenen, Auflagen der für die Abwicklung des ESF zuständigen Stellen,
· ggf. weitere Projektdokumente wie Vereinbarungen der Partner/innen, Organigramme, Ablaufdiagramme, etc.


3. Projektlaufzeit

· Nennung des Beginns und des Endes des Kooperationsprojekts.
4. Projektziele, Indikatoren
· Nennung der Ziele des Kooperationsprojekts,
· Nennung der Indikatoren des Kooperationsprojekts.
5. Verhältnis der Vertragspartner/innen untereinander

· z.B.: „Die Partner/innen des Vertrags verantworten gemeinsam und in vertrauensvoller Zusammenarbeit die Durchführung des Projekts… . Die Partner/innen sind gleichberechtigte Partner/innen des Netzwerks.“, 

· Außenvertretung: Nennung des Partners bzw. der Partnerin, der/die als Antragsteller/in / Ansprechpartner/in der L-Bank / des zuständigen Ministeriums / regionalen ESF-Arbeitskreises auftritt, 

· Nennung des Partners bzw. der Partnerin, der bzw. die die Gesamtkoordination übernimmt (in der Regel identisch mit Antragsteller/in),
· ggf. weitere Regelungen zur Außenvertretung,
· ggf. Besonderheiten wie Unterscheidung zwischen operativen und strategischen Partner/innen.
6. Projektgremien 

· Nennung der Projektgremien (minimal Lenkungsgruppe, ggf. weitere Gremien),
· Nennung der Aufgaben der Lenkungsgruppe (z.B. Gesamtsteuerung, Monitoring, Controlling, Mainstreaming, Auftragsvergabe…),
· ggf. Nennung der Aufgaben der weiteren Projektgremien,
· Besetzung der einzelnen Projektgremien, 

· Leitung der einzelnen Projektgremien,
· ggf. Regelung über gesonderte Geschäftsordnung, ansonsten minimal Benennung der Regeln zur Entscheidungsfindung (Einstimmigkeit, einfache Mehrheit, bei Stimmengleichheit entscheidet der/die Projektleiter/in),
ggf. Hinweis auf Schlichterregelung weiter unten, falls keine Einigung in Projektgremien möglich ist.
7. Aufgaben der Federführung und Koordination 

Der/die Partner/in der/die die Gesamtkoordination übernimmt hat folgende Aufgaben:

· Gesamtleitung des Projekts mit folgenden Aufgaben:

· u.a. termingerechte Erstellung und Abgabe aller Mittelanforderungen, Änderungsanträge, (Zwischen- und Schluss)Verwendungsnachweise, Sachberichte, Stammblätter und sonstiger Dokumente, die im Zusammenhang mit dem Projekt stehen und von den Bewilligungsbehörden verlangt werden, 

· Controlling…

· Kommunikation mit Fördergebern usw.

· … .
8. Aufgaben der übrigen Vertragspartner/innen
· Durchführung des jeweils eigenen Teilprojekts / Durchführung nachfolgend beschriebener Aufgaben nach Maßgabe des Bewilligungsbescheids bzw. etwaiger Änderungsbescheide. Dies sind:

· Partner/in A,
· Partner/in B,
· … .
· Termingerechte Bereitstellung aller Daten, Angaben und Informationen, die die Gesamtkoordination für die Erstellung von Mittelanforderungen, Änderungsanträgen, (Zwischen- und Schluss-)Verwendungsnachweisen, Sachberichten, Monitoringdaten, Stammblättern, Programmevaluation oder sonstiger Dokumente im Zusammenhang mit dem Projekt benötigt.
· Eingabe von Monitoringdaten in das L-Bank-System ZuMa / Bereitstellung von Monitoringdaten (zu Teilnehmenden und/oder Unternehmen) in folgender Form… .
· … .
9. Verpflichtungen der einzelnen Vertragspartner/innen 

· Verpflichtungen aller Partner/innen (z.B. laufende Erfassung folgender Finanz- und Monitoringdaten…, termingerechte Bereitstellung folgender Finanz- und Monitoringdaten…, Einhaltung aller Auflagen aus dem Bewilligungsbescheid und der darin genannten Rechtsgrundlagen, z.B. der Landeshaushaltsordnung, des Landesreisekostengesetzes, von Publizitätsvorschriften, etc.), 

· Verpflichtungen aller Partner/innen hinsichtlich des Umgangs mit Nutzungsrechten,
· Verpflichtungen aller Partner/innen hinsichtlich der Umsetzung von Gender Mainstreaming und anderer Querschnittszielen und -themen,
· besondere Verpflichtungen einzelner Partner/innen (z.B. Partner/in A ist für die Öffentlichkeitsarbeit zuständig. Dies beinhaltet…),
· … .
10. Controlling

· Verpflichtung aller Partner/innen zum Controlling, um mögliche Schäden zu verhindern,
· ggf. Festlegung auf bestimmte Systeme / Verfahrensweisen.
11. Datenschutz

· Regelungen über den Umgang mit Daten, die im Verlauf des Projektes erhoben werden (z.B. Teilnehmer/innendaten),
· Regelung zur Verschwiegenheit.
12. Haftung

· Regelung der Haftung im Binnenverhältnis (Ziel: Der/die Verursacher/in haftet alleine für alle Schäden, die er/sie verursacht),
· Regelung Schadenersatz (Ziel: Der/die Verursacher/in muss den anderen Partnern bzw. Partnerinnen einen durch sein/ihr Verhalten entstandenen Schaden ersetzen).
13. Reduzierung von ESF-Zuschussmitteln / Kofinanzierung 
· Hinweis auf Vorrangigkeit anderer Finanzmittel, die den Partnern bzw. Partnerinnen im Zusammenhang mit dem Projekt zur Verfügung stehen (Additionalitätsprinzip),
· Regelungen zur eventuell notwendigen Reduzierung des ESF-Zuschusses im Falle nicht ausreichender Kofinanzierungsmittel eines Partners bzw. einer Partnerin oder mehrerer Partner/innen und Regelung der Folgen einer Reduzierung von Zuschussmitteln aufgrund von Finanzverbesserungen bei Anteils-/Fehlbedarfsfinanzierung. 

14. Mittelweiterleitung

· Verpflichtung des Partners bzw. der Partnerin, der bzw. die die Gesamtkoordination übernimmt, eingegangene Fördermittel unverzüglich an die Partner/innen weiter zu leiten,
· Verpflichtung der Partner/innen, die erhaltenen Mittel entsprechend den Auflagen des Bewilligungsbescheids zu verwenden,
· Recht des Partners bzw. der Partnerin, der bzw. die die Gesamtkoordination übernimmt, zur Zurückhaltung von Zahlungen im Falle von Verstößen der anderen Partner/innen gegen Verpflichtungen aus dem Vertrag / aus dem Bewilligungsbescheid,
· Regelung zur (ggf. verzinsten) Rückzahlung nicht verbrauchter Fördermittel (im Falle von Überzahlungen),
· Regelung zur Rückzahlung von weitergeleiteten Mitteln im Falle von Beanstandungen / Rückforderungen der ESF-Verwaltungsbehörde, der L-Bank oder der EU.
15. Nachweispflichten

· Nachweispflichten aller Partner/innen a.) aus dem Bewilligungsbescheid gegenüber den Bewilligungsbehörden und b.) gegenüber dem Partner bzw. der Partnerin, der bzw. die die Gesamtabwicklung übernimmt,
· Art der Nachweise, die von allen Partnern bzw. Partnerinnen erbracht werden müssen,
· Grundsätze, die bei der Nachweisführung erfüllt werden müssen (z.B.: Ist-Kosten Nachweis, Hinweis auf nicht förderfähige Aufwendungen),
· Zeitpunkte, zu denen die Nachweise erbracht werden müssen. 

16. Vorzeitige Beendigung des Vertrags durch Kündigung oder Rücktritt
· Gründe für eine vorzeitige Beendigung,
· Verfahren für eine vorzeitige Beendigung, 

· Verpflichtungen, die trotz Beendigung weiter bestehen bleiben (z.B. Aufbewahrungspflichten).
17. Streichung von ESF-Zuschüssen, Wegfall oder Reduzierung der (öffentlichen) Kofinanzierung

· Regelung über die Frage des Umgangs mit der (nachträglichen) Streichung von ESF-Zuschüssen, z.B. weil Aufwendungen nicht anerkannt werden,
· Regelung über die Frage, wie innerhalb des Netzwerks damit umgegangen werden soll, wenn Kofinanzierungsmittel nicht in der erwarteten Höhe zur Verfügung stehen und deshalb der ESF-Zuschuss reduziert wird.
18. Nutzungsrechte 
· Regelung über Nutzungsrechte an Produkten, die im Rahmen des Projekts erstellt werden (diese gehören der EU, Erlöse müssen in die Finanzierung eingestellt werden).
19. Vertragsdauer

· Vertragsbeginn,
· Wichtig: Regelung, dass Vertrag nicht mit den letzten Tag der Bewilligung endet, sondern erst mit endgültiger Anerkennung sämtlicher Nachweise und frühestens nach Ende der Aufbewahrungsfrist.
20. Schlichtung (optional)

· Nennung eines Schlichters bzw. einer Schlichterin oder mehrerer Schlichter/innen,
· Beschreibung der Regelungen zur Anrufung der Schlichtung und zum Schlichtungsverfahren.
21. Gerichtsstand

- 
Ort des Gerichtsstands.
22. Nebenabreden, salvatorische Klausel

· Bestätigung, dass keine Nebenabreden bestehen,
· Schriftformvorbehalt von weiteren Vereinbarungen,
· Salvatorische Klausel bei möglicher Unwirksamkeit einzelner Bestimmungen des Vertrags.
Ort, Datum, Unterschriften
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